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Antwort 

der Bundesregierung 


auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Kroll-Schlüter, Dr. Miltner, 
Dr. Klein (Göttingen), Dr. Abelein, Freiherr von Fircks, Wohlrabe 
und Genossen 
- Drucksache 7/4356 - 

betr. Studentische Zentralstelle e.V. 


Der Parlamentarische Staatssekretär beim Bundesminister für 
Jugend, Familie und Gesundheit hat mit Schreiben vom 11. De- 
zember 1975 - 014/251 - KA 7 - 97 - die Kleine Anfrage namens 
der Bundesregierung wie folgt beantwortet: 

Vorbemerkung 

Die Studentische Zentralstelle e. V. besteht in rechtlich selb- 
ständiger Form seit 1967. 

In der Anfangsphase ihrer Tätigkeit beschränkte sie sich auf 
die Beantragung und Abrechnung von Bundesjugendplanmit- 
teln, die den ihr angeschlossenen Verbänden gewährt werden. 
Im Laufe der Zeit erweiterte sich jedoch ihr Funktionsbereich 
zu einer Clearingstelle der Interessen studentischer Verbände 
und ihrer wirksameren Vertretung. Diese Funktionserweite- 
rung fand auch ihren Ausdruck in einer satzungsgemäß voll- 
zogenen Änderung des Vereinsnamens, die den Zusatz „für 
den Bundesjugendplan" beseitigte. 


1. Trifft es zu, daß der in der Beantragung, Vergabe und Verwal- 
tung von Mitteln des BundesjugendpJanes für studentische Or- 
ganisationen eingeschalteten „Studentischen Zentralstelle e. V." 
nach ihrer Satzung als Mitglieder nur solche Organisationen 
angehören können, die selbst die Bedingungen für eine Förde- 
rung aus dem Bundesjugendplan erfüllen, also eine den Zielen 
des Grundgesetzes förderliche Arbeit leisten? 


Es trifft zu, daß nach der Satzung des Vereins studentische 
Zentralverbände Mitglieder der Studentischen Zentralstelle 
werden können, wenn sie die entsprechenden Voraussetzun- 
gen für den Bundesjugendplan erfüllen (§ 5 Abs. 1). Weiter 
heißt es im § 5 Abs. 4: „Der Vorstand stellt im gegebenen Fall 
fest, ob bei einem Mitglied die in § 5.1 genannten Voraus- 
setzungen für die Mitgliedschaft gegeben sind und spricht im 
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Falle des Nichtvorliegens dieser Voraussetzungen den Aus- 
schluß aus dem Verein aus." 

Die Studentische Zentralstelle ist jedoch der Auffassung, daß 
es aufgrund ihrer Rechtsnatur und ihrer Gesamtfunktion nicht 
ihre Aufgabe sein könne, durch Beschluß ihrer Organe darüber 
zu entscheiden, ob ein Verband die Gewähr für eine den Zielen 
des Grundgesetzes förderliche Arbeit bietet. Fragen dieser Art, 
die in aller Regel schon wegen ihrer politischen Relevanz in 
der öffentlichen Diskussion und ebenso in der Diskussion 
zwischen den Mitgliedern der Zentralstelle umstritten wären, 
müßten durch die Bundesregierung entschieden und verant- 
wortet werden. 

Deshalb hat ihre Mitgliederversammlung am 11. November 
1971 beschlossen, daß nicht geförderte Mitgliedsverbände an 
Willensbildung und Beschlußfassung über Förderungsfragen in 
der Zentralstelle nicht beteiligt werden. 

Die Studentische Zentralstelle beabsichtigt ferner, eine Sat- 
zungsänderung, über die die Mitgliederversammlung im Früh- 
jahr des kommenden Jahres beschließen soll. 

Die Bundesregierung hat gegen eine Funktionserweiterung 
durch diese Satzungsänderung keine Einwände, solange weiter- 
hin sichergestellt ist, daß an einer Entscheidung über eine 
Förderung aus Bundesjugendplanmitteln niemand mitwirkt, der 
nicht alle Förderungsvoraussetzungen erfüllt. 


2. Ist es richtig, daß der „Studentischen Zentralstelle e. V." als 
Mitglieder unter anderen der Sozialistische Hochschulbund (SHB) 
und der Marxistische Studentenbund Spartakus (MSB) ange- 
hören, obwohl sie angesichts ihrer verfassungsfeindlichen Ziel- 
setzung die Förderungsvoraussetzungen und damit auch die 
Voraussetzungen für eine Mitgliedschaft nicht erfüllen? 

Es trifft zu, daß der aus öffentlichen Mitteln nicht mehr geför- 
derte Sozialistische Hochschulbund (SHB) und der nie aus 
öffentlichen Mitteln geförderte Marxistische Studentenbund 
Spartakus (MSB) dem Verein „Studentische Zentralstelle" an- 
gehören. Anträge, die Satzungswidrigkeit der Mitgliedschaft 
dieser Verbände festzustellen, sind bislang nicht bekannt ge- 
worden. 


3. Welche sonstigen Organisationen sind Mitglieder der „Studen- 
tischen Zentralstelle e. V.", obwohl sie nicht die satzungsmäßi- 
gen Voraussetzungen für die Mitgliedschaft erfüllen? 

Weitere nicht in der Förderung befindliche Mitgliedsverbände 
sind: 

— Verband Deutscher Studentenschaften (VDS) 

— in Liquidation befindlich — 

— Verband der Studentenschaften an Fachhochschulen und 
höheren Fachschulen in der Bundesrepublik Deutschland 
und West-Berlin (SVI) 

— in Liquidation befindlich — 

— Vereinigte Deutsche Studentenschaften (VDS) 
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Der Vorstand der Studentischen Zentralstelle hat am 23. No- 
vember 1975 beschlossen, die Mitgliedsrechte der beiden in 
Liquidation befindlichen Verbände ruhen zu lassen. 


4. Ist die Bundesregierung bereit, auf die „Studentische Zentral- 
stelle e. V." mit dem Ziel einzuwirken, daß alle Mitglieder, die 
die Mitgliedschaftsvoraussetzungen nach der Satzung nicht er- 
füllen, unverzüglich aus dem Verein entfernt werden? 

5. Wenn Uie Bundesregierung zu dem in Frage 4 bezeichneten 

Einwirken auf die „Studentische Zentralstelle e. V." nicht bereit 
ist oder sich dazu nicht in der Lage sieht, ist sie dann im Hin- 
blick auf den Satzungsverstoß bereit, die Zentralstelle unver- 
züglich aus der Vergabe von Mitteln des Bundesjugendplanes 
herauszunehmen? ' , 

Aus den Antworten auf die Fragen 1 und 2 ergibt sich bereits, 
daß es die Bundesregierung nicht für sinnvoll hält, die offenbar 
von allen Mitgliedsverbänden praktizierte und bislang nicht in 
Frage gestellte Kooperation im Verein Studentische Zentral- 
stelle als Folge ihrer Förderungsentscheidungen negativ zu be- 
einflussen. Weil die Studentische Zentralstelle eine Satzungs- 
änderung vorbereitet, sieht die Bundesregierung keinen Anlaß, 
wegen der Mitgliedschaft nicht geförderter Verbände die Zen- 
tralstelle aus der Vergabe von Mitteln des Bundesjugendplanes 
herauszunehmen. 


6. Auf welche Weise ist sichergestellt, daß die Zentralstelle Ent- 
scheidungen über den Ausschluß bestimmter Organisationen 
von der Förderung mit Mitteln des Bundesjugendplanes nicht 
unterläuft, solange von der Förderung ausgeschlossene Organi- 
sationen weiter Mitglieder der Zentralstelle sind? 

Wie bereits in der Antwort auf Frage 1 dargelegt, hat die 
Bundesregierung sichergestellt, daß ihre Förderungsentschei- 
dungen von der Studentischen Zentralstelle nicht unterlaufen 
werden und von der Förderung ausgeschlossene Verbände auf 
die Vergabe der Mittel keinen Einfluß nehmen können. 

In jeder Bewilligung des Bundesministeriums für Jugend, 
Familie und Gesundheit wird ausdrücklich festgelegt, an welche 
Mitgliedsverbände der Zentralstelle Mittel nicht weitergegeben 
werden dürfen. Bei der Vorlage der Verwendungsnachweise 
wird geprüft, ob dieser Auflage entsprochen wurde. Verstöße 
wurden bislang nicht festgestellt. 
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